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September 2000
A-8010  GRAZ, BURGRING 18

TEL. (0316) 82 20 79/0

TELEFAX (0316) 81 05 96

Sehr geehrte Frau Bürgermeisterin!

Sehr geehrter Herr Bürgermeister!

3. Sonderrundbrief zur Getränkeabgabe
1. Allgemeine Hinweise

In Fortsetzung und Ergänzung der bisherigen Informationen aus unseren Rundbriefen und Artikeln in den Steirischen Gemeindenachrichten seit Ergehen des EuGH-Urteils C-437/97 vom 9.3.2000 möchten wir unseren Mitgliedsgemeinden mit diesem Rundbrief konkrete Hilfestellungen für die offenen Verfahren bieten, wobei die vorgeschlagene Vorgangsweise sowohl mit der Rechtsabteilung 7 des Amtes der Steiermärkischen Landesregierung als Aufsichtsbehörde als auch österreichweit Ende Juli 2000 im Bundesministerium für Finanzen mit Vertretern des Bundesministeriums für Finanzen, der Wirtschaftskammern Österreich und Steiermark, der Kammer der Wirtschaftstreuhänder, des Österreichischen Städtebundes und des Österreichischen Gemeindebundes abgestimmt wurde.

Für die Fortsetzung aller Verfahren mußte geklärt werden, was der EuGH unter dem Begriff des „entsprechenden Rechtsbehelfs“ verstanden hat. Diese Frage hat der Verwaltungsgerichtshof nun entschieden.

2. Definition des Begriffes „Rechtsbehelf“

Im Sinne der VwGH-Rechtsprechung  (zB Erkenntnis 2000/16/0296 vom 19.6.2000) werden folgende Anträge, Eingaben etc. als „Rechtsbehelf“ angesehen:

Sämtliche vor 9.3.2000 bei den Gemeinden eingelangten

· Nullerklärungen, mit und ohne behauptete EU-Widrigkeit, mit und ohne Rückzahlungs- oder Gutschrifts- oder Gegenverrechnungsantrag, aber auch bloß

· unbegründete Rückzahlungs- oder Gutschrifts- oder Gegenverrechnungsanträge.
Rechtzeitig eingebrachte Berufungen gemäß § 189 LAO, Vorlageanträge gemäß § 206 LAO und Vorstellungen gemäß § 94 GemO (in Verfahren mit Eingaben vor 9.3.2000) stellen jedenfalls einen Rechtsbehelf dar.

Keine Rechtsbehelfsfälle liegen demnach für Zeiträume vor, 

· für welche bis 8.3.2000 keine Anbringen (Anträge, Nullerklärungen, ...) einlangten (zB erstmalige Nullerklärungen und/oder Rückzahlungsanträge, welche nach 8.3.2000 einlangten, so auch eine Ende März 2000 eingereichte Jahreserklärung für das Jahr 1999 mit Null); weiters solche Anbringen, wo nur

· bedingte Anträge gestellt wurden (zB „Sollte die Getränkeabgabe als EU-widrig erkannt / aufgehoben werden, beantrage ich die Rückzahlung / Festsetzung mit Null / ...“).

Rechtskräftig abgeschlossene Verfahren – wenn also nicht innerhalb der einmonatigen Berufungsfrist nach der LAO das Rechtsmittel der Berufung gegen den von der Gemeinde erlassenen Abgabenbescheid (Muster „A“ aus Rundbrief Nr. 36) erhoben wurde – sind natürlich auch nicht mehr als Rechtsbehelfsfälle anzusehen. Langen hinsichtlich derart rechtskräftig abgeschlossener Verfahren neuerliche Anbringen ein, sind diese wegen rechtskräftig entschiedener Sache als unzulässig zurückzuweisen.

3. Grundlagen, welche von den Gemeinden für jeden Einzelfall zu erheben sind

· Feststellung der Rechtsbehelfszeiträume

Vor 9.3.2000 anhängige Verfahren für Rechtsbehelfszeiträume sind für jeden einzelnen Anlaßfall zu erheben. Dabei ist zu prüfen, ob die Zeiträume jahreweise geschlossen anhängig sind – es könnten etwa einige Kalendermonate eines Jahres mangels entsprechenden oder infolge nicht rechtzeitigen Antrages nicht als Rechtsbehelfszeiträume zu qualifizieren sein.

· Ermittlung der Bemessungsgrundlagen für Abgabenbescheide (§ 150 Abs 2 LAO)

Die letzterwähnte Bestimmung erfordert die Nennung der Bemessungsgrundlagen, die wie folgt aufzugliedern sind:

· Bemessungsgrundlage alkoholische Getränke (= Getränkeabgabe mal 10)

· Bemessungsgrundlage alkoholfreie und Aufgußgetränke (= Getränkeabgabe mal 20) und

· Bemessungsgrundlage Speiseeis (= Getränkeabgabe mal 10).

Diese Daten sind gesondert sowohl für die Rechtsbehelfszeiträume als auch für die Zeiträume ohne rechtzeitig erhobenen Rechtsbehelf zu erheben. 

4. Weitere vorzunehmende Verfahrensschritte

Für die verschiedensten Verfahrenskonstellationen und Verfahrensstände hat der Steiermärkische Gemeindebund Musterbescheide erarbeitet, welche angefordert werden können beziehungsweise auch auf unserer Homepage (www.gemeindebund.steiermark.at) zum Download bereitstehen (user-ID: gemeinde Password: 2000). Die Musterbescheide für die „Standardfälle“ liegen ohnedies diesem Rundbrief bei.

Nachfolgend sind folgende häufige Verfahrenskonstellationen anzuführen, wobei für unterschiedliche Zeiträume durchaus verschiedene Beurteilungen Platz greifen können:

a) Es liegt kein Rechtsbehelfsfall vor:

Verfahrensstand
Musterbescheid Nr.

bedingte Rückzahlungsanträge, bedingte Nullerklärung/en –
bisher wurde noch kein Bescheid erlassen
51 – kein Rechtsbehelf 
(I. Instanz)

bedingte Rückzahlungsanträge, bedingte Nullerklärung/en –
es wurde ein Bescheid erlassen, eine Berufung ist anhängig
52 – kein Rechtsbehelf
(II. Instanz)

Verfahrensstand (Fortsetzung „kein Rechtsbehelf“)
Musterbescheid Nr.

Rückzahlungsanträge, Nullerklärungen etc., nach dem 8.3.2000 bei der Gemeinde eingelangt
53 – kein Rechtsbehelf
„Fristversäumnis“

Rückzahlungsanträge und Anbringen (auch Rechtsmittel) nach rechtskräftig abgeschlossenen Verfahren
54 – kein Rechtsbehelf
„rechtskräftig“

b) Es liegt ein Rechtsbehelfsfall vor:

Verfahrensstand
Musterbescheid Nr.

rechtzeitiger Antrag auf Null-Festsetzung bzw. Rückzahlungsantrag oder Nullerklärung wurde noch nicht bescheidmäßig erledigt
55 – Rechtsbehelf, Abgabenbescheid I. Instanz

rechtzeitige Berufung gegen Abgabenbescheid – Standardfall (Antrag auf Null-Fest​setzung oder Nullerklärung wurde erstinstanzlich erledigt, eventueller Rückzahlungsantrag darin abgewiesen); im Bescheidmuster wird zwischen Fällen mit vollständiger und nicht vollständiger Abgabenentrichtung unterschieden beziehungsweise ob in der Berufung gegen den Abgabenbescheid die Aussetzung der Entscheidung beantragt wurde oder nicht

56 – Rechtsbehelf,
Berufungsvorentscheidung durch die I. Instanz

Vorlageantrag an die II. Instanz nach (vom Bürgermeister erlassener) Berufungsvorentscheidung: Es hat der Gemeinderat zu entscheiden
57 – Rechtsbehelf,
Berufungsentscheidung durch die II. Instanz

Vorstellung nach vom Gemeinderat in der Sache erlassener Berufungsentscheidung (Achtung: Gemeint ist hier nicht die vom Gemeinderat verfügte Aussetzung der Entscheidung!) 
über die Vorstellung entscheidet die Landesregierung (siehe § 94 GemO)

c) „Sonderfälle“

Dieser Rundbrief hat die Behandlung der häufigsten Verfahrenskonstellationen zum Inhalt.

In Sonderfällen (etwa wenn der Abgabepflichtige nur alkoholfreie Getränke, Aufgußgetränke und/oder Speiseeis lieferte) wird gebeten, sofern eine Erledigung nicht selbständig erfolgen kann, mittels Fax oder E-Mail die maßgeblichen ungeklärten Rechtsfragen an den Steiermärkischen Gemeindebund zur Bearbeitung zu übermitteln.

d) Wieviel Zeit steht zur Erledigung der Anbringen zur Verfügung?

§ 232 LAO sieht verpflichtend vor, daß erstinstanzliche Erledigungen der Parteienanbringen durch die Abgabenbehörden ohne unnötigen Aufschub zu erfolgen haben, längstens aber binnen sechs Monaten. Wird die Sechsmonatefrist wegen behördlichen Verschuldens nicht eingehalten und wird seitens der Partei bei der Abgabenbehörde zweiter Instanz ein schriftlicher Devolutionsantrag gestellt, geht die Entscheidungszustän​digkeit an die Abga​benbehörde zweiter Instanz über. Eine weitere Säumnisfolge besteht (zumindest für die nächsten 6 Monate) nicht.

Hat bereits der Gemeinderat (als zweite und letzte Instanz des ordentlichen Rechtszuges) zu entscheiden und entscheidet er nicht innerhalb von 6 Monaten ab dem Zeitpunkt des Einlangens eines Antrages auf Sachentscheidung (Berufung oder Devolutionsantrag), so kann gemäß § 27 Abs 1 Verwaltungsgerichtshofgesetz 1985 (VwGG), BGBl 1985/10 idF BGBl 1998/158, Beschwerde wegen Verletzung der Entscheidungspflicht (Säumnisbeschwerde) nach Art 132 B‑VG erhoben werden. Hier entsteht, sofern die Säumnisbeschwerde zu Recht erhoben wird, Kostenpflicht für die säumige Behörde (Gemeinde).

Für die nach unserem Muster „B“ (aus Rundbrief Nr. 36) ausgesetzten Verfahren gilt, daß die im Spruch des Bescheides erwähnten zur Aussetzung anlaßgebenden VwGH-Verfahren am 30.3.2000 entschieden und die Erkenntnisse am 7.4.2000 zugestellt wurden, sodaß in den ausgesetzten Verfahren längstens (wochentagsbedingt statt dem 7.10.2000) 

bis zum 9.10.2000

eine Entscheidung zuzustellen wäre – siehe Musterbescheid Nr. 56. 

e) Behandlung von in Rechtsbehelfsfällen entstandenen Guthaben sowie von bestehenden Abgabenrückständen – Klärung der Überwälzungsfrage

Endgültig erledigt sind die Rechtsbehelfsfälle erst dann, wenn auch über die Frage der Verwendung der nun zugestandenen Guthaben (Rückzahlung, Gegenverrechnung, Gutschrift) abgesprochen wurde.

Getränkeabgabe-Guthaben aus einer überwälzten (wirtschaftlich von einem anderen als dem Abgabepflichtigen getragenen) Abgabe sind jedoch von einer Rückzahlung oder sonstigen Verwendung des Guthabens ausgeschlossen (LAO-Novelle § 186 Abs 3 – „Bereicherungsverbot“).

Voraussetzung für die Klärung der Überwälzungsfrage

Es ist von der Gemeinde nachzuweisen, daß die Abgabe tatsächlich nicht vom Abgabepflichtigen wirtschaftlich getragen wurde; in Entsprechung der diesbezüglichen Judikatur des EuGH liegt demnach die Beweislast grundsätzlich auf Seiten der Abgabenbehörde.

Um also eine eventuelle Rückzahlung beziehungsweise Gegenverrechnung solcher Guthaben endgültig ablehnen beziehungsweise eine Festsetzung einer auf alkoholische Getränke überwälzten aber noch nicht entrichteten Abgabe erreichen zu können, ist in jedem Einzelfall der Nachweis der Überwälzung der Abgabe für alkoholische Getränke im Rechtsbehelfszeitraum seitens der Gemeinde zu erbringen.

Näheres dazu erfahren Sie auch bei unseren für Herbst/Winter 2000 geplanten 

f) Informationsveranstaltungen

Der Steiermärkische Gemeindebund wird gemeinsam mit der Rechtsabteilung 7 des Amtes der Steiermärkischen Landesregierung im Herbst/Winter 2000 bezirksweise Informationsveranstaltungen abhalten und dabei auch auf offene Rechtsfragen eingehen sowie Anleitungen zur Nachweisführung in bezug auf die Überwälzung der Abgabe auf alkoholische Getränke im Rechtsbehelfszeitraum zur Verfügung stellen.

Bis zum nächsten Rundbrief verbleibe ich mit den besten Grüßen

Ihr

Landesgeschäftsführer Dr. Klaus Wenger

mit seinem Team













�	Hier ist auf das tatsächliche Einlangen der Eingabe (Schreiben, Telefax, E-Mail) bei der Behörde abzustellen. In diesem Fall ist also maßgeblich, wann das Anbringen der Behörde tatsächlich zugekommen ist und nicht, wann es zur Post gegeben wurde.


�	Berechnungsbeispiel 1999: Erklärte Getränkeabgabe für alkoholische Getränke = S 70.000,00; Getränkeabgabe für alkoholfreie Getränke und für Aufgußgetränke = S 30.000,00; Speiseeisabgabe für Speiseeis = S 5.000,00; daher Bemessungsgrundlage alkoholische Getränke = S 700.000,00; Bemessungsgrundlage alkoholfreie Getränke und Aufgußgetränke = S 600.000,00; Bemessungsgrundlage Speiseeis = S 50.000,00.
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